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ſarte Maß von Selbſtüberwindung erfordert.

re Wegweiſer? erſcheintſchen einmal an ſedem Sonnabend
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Gebühr Stellungen nehmen alle zuan igen Poſtämter, Briefträger und der
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entgegen.

h Streiks, höhere Gewalt und Betriebsſtörung entbinden den Verlag von der Haftung für Verzögerung und
Verlag Verein der Deutſchen Demokratiſchen Part

Schriftleitung m (Sagle), Ge. e re Saale Gr
Zranhar echert

Nachdem der Preußiſche Landtag ſeine Arbeit wieder
aufgenommen hat, tritt nun auch der Reichstag zuſammen

iſt überflüſſig, zu betonen, daß er unter keinen günſtigen
zeichen ſteht. Finanzfragen gehören nun einmal zu
n ſchwierigſten der inneren Politik, zumal jede Steuer
ſich unvolkstümlich iſt und für den Abgeordneten ein

Herr Dr.
Hilferding hat ja inzwiſchen ſeine Pläne der Oeffentlichkeſt

rbreitet. Ueberraſchungen gab es dabei nicht, da das
eſentliche längſt bekannt geweſen iſt. Aber er ſelbſt wird
h wohl geſagt haben, daß es kaum erreichbar iſt, dieſe

Vorlagen durch die beiden Körperſchaften unzerzauſt hin
rchzubringen. Dabei iſt ohne weiteres zuzugeben, daß

urchaus richtig war, ſchon mit Rückſicht auf die Repa
tionsverhandlungen eine Ausbalanzierung des Etats we
ſtens zu derſuchen und nicht etwa mit einem offenen

gſizit abzuſchließen. Das hätte ſchärfſte Kritik auf ber
nſeite hervorgerufen. Auch ſoll man nicht verkennen

eten. Es

it des
ß es verdienſtooll war, die Wünſche der Reſſorts einzu

men und ſo wenigſtens 380 Millionen zu erſparen Ob
a lerdings ſeine Auffaſſung, daß 1929 ein ungewöhnlich
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pieriges Jahr ſei, richtig iſt, laſſen wir dahingeſtellt ſein.
n es nicht gelingt, die Reparationsver pflichtungen ganz

jeblich herabzumindern, ſo werden wir bei dem Etat 1930
genau denſelben Nöten zu kämpfen haben. Selbſt wenn

bis dahin, was wir nicht zu hofſen wagen, eine durch
eiſende Reichsreform verabſchiedet ſein ſollte, kann ſie ſich
anziell beſtimmt noch nicht auswirken. Abſtriche von
eſer Seite. ſind d m erwarten Gern aner

vollkommenheit en von ihm ſehr entſchlof

n Angriff genommen e ſind. n der Tat

was e konnte aber wir ſind noch nicht überzeugt,
e Vorlagen Geſetzeskraft erhalten

Der Kampf um die Deckungu den Steuerzahler mögen dieſe ſich nun ſeit Wo
wiederholenden Erörterungen höchſt unerfreulich ſein,
ſie ſtellen augenblicklich das Kernproblem dar, das aus

Gründen der inneren Wirtſchaſt wie der Reparationen gar
ht eingehend genug nachgeprüft werden kann. Wir ſagten

o früher, daß die Umſtellung des Branntweinmonv
die ein Mehr von 90 Millionen erbringen ſoll, ver

tnismäßig leicht durchzuſetzen iſt. Das iſt aber auch der
nzige Entwurf, von dem man das behaupten darf. Gegen

Bierſteuer ſtehen die Bayeriſche Volkspartei und das
m in alter Gemeinſamkeit, wobei München ſogar

it Sprengung der Koalition droht, gegen die Ausdeh-
ng der Erbſchaſtsſteuer auf die Ehegatten wehren ſich

lle bürgerlichen Parteien, gegen den 20prozentigen Zu
ſchlag zur Vermögensſteuer namentlich die Deutſche Volksl artet, aber auch die Bayern, und gegen die 120 Millionen,
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und Gemeinden aus dem Mehreinkommen

h

den als Steuern, die aus der Mitte des
ch vorgeſchlagen werden dürften,

e das Finanzminiſterium den Ländern und Gemeinden
ringen will, wird ſich der Reichsrat ſträuben. Jn die
m letzteren Falle ſtehen wir unbedingt auf der Seite
ilferdings. Alle entrüſteten Proteſte können an den Tat

ſache nichts ändern, daß die örtlichen Behörden etwas ſpar
mer ſein dürften. Auch die Gemeinden Es liegt keinerlein vor, ſie immer nur an den Ueberſchüſſen zu betei

ligen. Dieſe 120 Millionen ſind nicht einmal ſoviel, d
es

ahres 1928 zu ihrer eigenen Ueberraſchung erhalten.
politiſchen Kreiſen rechnet man ſchon heute mit einer

ligen Umbildung der Deckungsvorlage. Erwähnt wer
Reichstages vermüut

die Erhöhung der Um
ſatzſteuer Und eine Beſteuerung der Gemeindebetriebe. Die

Umſatzſteuer hätte den großen Vorteil, daß ſie leicht und
hne nennenswerte Koſten einzutreiben iſt. Aber die So

ialdemokraten lehnen ſie ab, weil ſie eine neue Teuerungs
welle davon befürchten. Auch das Reichswirtſchaftsmini
ſterium ſteht auf dem gleichen Standpunkt. Die Beſteue
rung der Gemeindebetriebe wird zwar von den amtlichen

Stellen als gerecht angeſehen, aber vom Reichsfinanzmini
ſterium als noch nicht zeitgemäß betrachtet. So ſtehen wir
am Anfang der parlamentariſchen Tagung vor lauter un
gelöſten Fragen

Koalitionsverhandlungen
Der Empfang der Führer der Regierungsparteten
durch den Reichskanzler bildet formal die Einleitung zu den
Koalitionsverhandlungen, dürfte aber zunächſt ohne jede
Bedeutung bleiben. Die Stimmung innerhalb der Par
kelen geht weit auseinander Zentrum und Deutſche Volks
Partei die gerade im Sommer eine feſte Bindung abgelehnt

Haben glauben den Augenblick gekommen, wo man an die
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Konſolidierung der Regierung herantreten muß. Jm Gegen
ſatz zu ihm iſt die Sozialdemokratie, die im Juni dazu
erbötig war, inzwiſchen anderer Auffaſſung geworden und
wünſcht eine Feſtlegung zu vermeiden. Die Gründe für
dieſen Sinneswandel ſind vermutlich in den Steuerfragen
zu ſuchen. Eine Koalition muß einig ſein, wenn ſie nicht
den Sturz des Kabinetts nach ſich ziehen will. Jede Partei
wäre alſo verpflichtet, ein Kompromiß, das etwa verein
bart wird, nach beſten Kräften zu unterſtützen. Gerade das
aber möchte die Sozialdemokratie vermeiden. Verſtändlich
iſt die Haltung ſchon, ſobald man nur die Werbekraſt nach
außen berückſichtigt. Ganz gleich wie die endgültige Deckungs
vorlage ausſieht, wird ſie auf jeden Fall einige unange
nehme Stunden bereiten. Sie den Wählern ſchmackhaft
zu machen, iſt für jedes Lager beinahe ausſichtslos. Des
halb möchte man gern überſtimmt werden und die ein
zelnen Teile durch wechſelnde Mehrheiten annehmen laſ
ſen. Ob heute überhaupt noch die Möglichkeit beſteht, das
Kabinett umzubilden, iſt guch uns zweifelhaft, ſchon
weil die Zeit dafür zu kurz bemeſſen iſt. Jn neun Wochen
die bis zur Verabſchiedung des Etats zur Verfügung ſtehen,
kann man nicht auch noch dieſe Aufgabe bewältigen, die
an ſich angeſichts der Perſonalfragen immerhin eine ge
xaume Zeit in Anſpruch nehmen wird. Es iſt unter dieſen
Umſtänden beinahe beſſer, nan verzichtet von vornherein
darauf, neue Verwicklungen herbeizuſühren, erledigt erſt
den Etat und nimmt die Verhandlungen im Mai auf. Man
habe eben den geeigneten Zeitpunkt verſäumt und wird dieſe
Unterkaſſungsſünde nicht ſobald wieder gutmachen können.

Zentrumswünſche
Soviel verlanlet, hat das Zentrum einen eigenen Vor

ſchlag für die Umbilbung des Kabinetts bereits in der
Taſche. Dabei geht man von der b er b ſtehende
erung ernannt Muller aus S n Po n deHanden der Sozialdemokraten der en, der De

ſchen und der Baheriſchen olkepartet ſind ſollen unange

taſtet bleiben. Das Zentrum hat jetzt durch Herrn von
Gusérard in Perſonglunion die beiden Miniſterien für die
beſetzten Gebiete und den Verkehr inne. Die will es be
halten, aber trennen, ſo daß zwei Perſönlichkeiten dafür in
Frage kämen. Unter gleichzeitigem Ausbau des Miniſte
riums für die beſetzten Gebiete, das in Zukunft nicht nur
den Weſten, ſondern auch die Grenzmark im Oſten zu be
treuen hätte, es mit dem Vizekanzleramt verbunden
werden. Der Wunſch nach dieſen Amt iſt ja ſchon im
Juni vorgetragen worden und hat damals mehrere Tage
hindurch zu einer Kriſe geführt. Hermann Müller hat ſich
entſchieden dagegen gewandt und darauf hingewieſen, daß
wir nur einmal, nämlich unter der unglückſeligen Regierung
Eunos einen Vizekanzler beſeſſen haben. Ein ſtichhaltiger
Grund für die Neuſchaffung iſt auch nicht erkennbar. Was
das Zentrum dabei denkt, läßt ſich vielleicht erraten, wenn
auch nicht mit Sicherheit ſagen. Auf jeden Fall wird es

gerade in dieſer Frage zu einem heftigen Meinungsſtreit
kommen, da bei Ablehnung dieſes Wunſches das Zentrum
vermutlich ganz erheblich weitergehende Forderungen nach
Miniſterien ſtellen wird.

Seipel in München
Der öſterreichiſche Bundeskanzler hat den Unentwegten

an der Jſar eine ſchmerzliche Stunde bereitet. Seit der
Ankündigung ſeines Vortrages über Föderalismus waren
alle Segel geſchwellt. Von ihm hatte man eine Kund
gebung erwartet, die man gegen das Reich ausnutzen könnte.
Erinnert ſei nur an gewiſſe Vorkommniſſe, die deutlich ge
nug bewieſen, daß man die Anſchlußfrage beinahe als eine
ausſchließlich bayeriſche öſterreichiſche Angelegenheit betrach
tete, deren Spitze ſich mit nicht mißzuverſtehender Deutlich-

keit gegen Berlin richten ſollte. Herr Seipel kam und er
zählte einiges über das in ſeiner Heimat geltende föderali-
ſtiſche Syſtem. Daß dieſes Beiſpiel nun gerade zur Nach
ahmuüng aufreizt, wird er ſelbſt wohl kaum behaupten,
denn er hat ofſen und ehrlich zugegeben, daß es für ein
SechsMillionenVolk ein etwas kvſtſpieliges Vergnügen
iſt, 11 Länder mit 10 Regierungen zu beſitzen. Auch hat er
die Schwierigkeiten nicht verſchleiert, die daraus entſtehen,
daß jedes dieſer Länder ſeine Truppen nur aus Ortsanſäſſi
gen rekrutiert. Das aber war nicht das Wichtige. Der Bun
deskanzler lobte Bayern wegen ſeiner ſtrafſen Zentrali
ſation und ſeines glänzend durchgeführten Unitarismus.
Man hört ſo etwas in München nicht gern, und der Hin

weis darauf, daß ſich dieſer Bundesſtaat aus Bajovaren,
Fränken, Schwaben und Pfälzern zuſammenſetzt, wirkte
peinlich Dabei hat er vollkommen Recht. Dasſelbe Bayern,
das dem Reich gegenüber die Eigenart und die Sonder-
ſtellung der Stämme betont, nimmt innerhalb ſeiner Gren
zen darauf nicht die mindeſte Rückſicht Es erſtrebt ſogar
eine weitere Vereinheitlichung der Verwaltung und hat
davon vorübergehend Abſtand nehmen müſſen, als Nürn-
berg und Würzburg, Augsburg und Lindau ihm dieſelben

Gründe entgegenhielten, mit denen er den Kampf gegen das
Reich führt. Jm Grunde genommen widerlegt ſich Bahern
ſelbſt. Und es war peinlich, daß der Herrn Dr. Held auch
parteipolitiſch naheſtehende Dr. Seipel gerade an dieſe

blutende Wunde rührte eHugenbergs Kriegserklärung
Nach dem Grundſatz, getrennt marſchieren, aber ver

eint ſchlagen, hielt der Stahlhelm in Magdeburg ſeine
Tagung ab, während zur gleichen Stunde Herr Hugenberg
in Dresden ſprach. Beides kam auf dasſelbe hinaus. Kund
gebungen gegen die Republik mit etwas unbekannten und
verſchleierten Zielen. Ueber das eingeleitehe Volksbe
gehren des Stahlhelms ließe ſich im einzelnen vielleicht
reden. Man braucht nicht alle Vorſchläge ohne weiteres
abzulehnen, aber wir wiſſen genau, daß die Verbeſſerung
der Verfaſſung und damit die Stärkung der Republik gar
nicht den Beſtrebungen dieſer Organiſation entſpricht. Nach
ihren eigenen Ausführungen und Erklärungen will ſie ja
den Parla mentarismus beſeitigen und uns auf Wege len
ken, die nur von ſchwerſten Erſchütterungen begleitet ſein
würden. Ein geſundes Mißtrauen gebietet hier von vorn
herein den Kampf aufzunehmen. Wir fürchten die Achiva,
auch wenn ſie Geſchenke bringen. Die Reform der Verfaſſung
kann nur von Männern und Frauen ins Werk geſetzt wer
den, die auf dem Boden dieſer Verfaſſung ſtehen. Nur bei
ihnen iſt der ehrliche Wille vorauszuſetzen, daß ſie eins
Stärkung der Staatsgewalt erſtreben. Herr Hugenberg, der
Gönner des Stahlhelms hat in der ſächſiſchen Hauptſtadt
eine vernichtende Kritik ſo ziemlich an allem geübt. Jhm
darin zu folgen, hat keinen Sinn, denn dieſe Kritik ſoll
nicht heilen, ung im le Wunden auſreißen und

en gern zu, daß ſie manche
begangen hat, aber dieſer Vorwurf iſt ungerecht. Seit ehe

Jahren iſt ſie vedlich bemüht, unter ſchwerſten Opfern und
ſtärkſter Selbſtüberwindung den Wiederaufbau Deutſchlands
ins Werk zu ſetzen. Sie hat ihre beſten Perſönlichkeiten da
für hergegeben und manches dabei geleiſtet, was von
der Geſchichte rühmlich hervorgehoben werden wird. Jm
Gegenſatz zu den Deutſchnatiönalen, die in dieſen 10 Jah
ren nur Sabotage getrieben haben. Wenn man von deut
cher Zahlungsun fähigkeit ſpricht, ſo ſoll man nie ver
geſſen, daß Herr Hugenberg perſönlich an ihr ein gerüttet
Maß von Mitſchuld trägt. Sein Einfluß und ſeine Kriegs-
ziele haben nicht zuletzt die Kataſtrophe von 1918 veran
laßt, und die Jnflation, die uns bis hart an den Rand
des Abgrunds gebracht hat, iſt von ihm mit beſonderem
Wohlwollen begrüßt und ausgenützt worden. Dieſe
Ratgeber verbitten wir uns

Die Sachverſtändigenkonferenz
Nachdem nunmehr alle Formalien erledigt worden

ſind, tritt die Sachverſtändigenkonferenz am 9. Februar in
Paris zuſammen. Mit übertriebenen Hoffnungen begleiten
wir ihre Arbeit nicht, wohl aber wird es notwendig ſein,
ihr unſere ganze Aufmerkſamkeit zußuwenden und alle
inneren Streitigkeiten zurückzuſtelleit. Jhre Entſcheidungen
ſind für die Zukunft Deutſchlands wichtiger, als alles,
was bei uns ſelbſt geſchieht

e
Der Bahnnbergang

Ein Vorfall, der ſich beinahe in Deſſau zugetragen hätte.
Am Rande der Stadt befindet ſich ein Bahnübergang.

Am Bahnübergang ſteht ein Häuschen.
Vor dem Häuschen ſteht immer ein Mann mit einem

Knüppel, auch Bahnwärter genannt.
Der zieht eben mal wieder die Schranke hoch, als ein

Bauernpagar mit Kinderwagen ankommt.
Während der Mann vorſichtig, am Schienenſtrang auf

und ab ſpähend, näherkommt, bleiben Frau und Wagen
zwanzig Meter davon entfernt ſtehen.

Dann tritt der Mann auf den Bahnwärter zu.
„Sagen Sie mal, iſt der letzte Zug ſchon durch?“
„Ja, vor fünf Minuten.“
„Wann kommt denn da der nächſte?“
„Jn einer Stunde und ſieben Minuten.“
„Kommt da kein durchgehender Schnellzug vorher
„Nein!“
„Kein Güterzug?“
„Nein!“
„Kein außerfahrplanmäßiger?“
„Nein zum Donnerwetter!“
„Sind Sie ſich deſſen auch ganz ſichere

„Himmelherrgott ja ja ja!“
„Dann iſt es gut komm, Auguſte ich glaube,

wir kommen ungefährdet rüber

S



Seeliſche Sluſtellung von Handwert und Gewerbe zum

heutigen Staat
Von Ehrenobermeiſter Wilh. Knieſt, M. d. pr. L., Kaſſel

Handwerk und Gewerbe hängen nicht unbedingt an
alten Zeiten. Einmal iſt bekannt daß man alte Zeiten
und Verhältniſſe nicht wieder ſchaffen kann, andererſeits
hat ſich das Handwerk und Gewerbe den Anforderungen der
Neuzeit anzupaſſen. Daß der gewerbliche Mittelſtand in
der Vorkriegszeit ſchon mit Schwierigkeiten gekämpft hat,
weiß jeder, der ſelbſt im geſchäftlichen Leben geſtanden Hat
Deshalb hat auch ein ſehr großer Teil des Gewerbes,
und ich glaube auch der ſog. Fertiginduſtrie, den neuen
Staat begrüßt, wo doch die Perſönlichkeit des Einzelnen
nach ſeiner Fähigleit bewertet werden ſollte

Das bekannte Wort: „Freie Bahn dem Tüchtigen“
wurde die Parole für die Zukunſt. Einheitliche Betätigung
war die Anſicht auch der Frauen und Männer des gewerb
lichen Mittelſtandes. Wie ſieht es aber nun in Wirklichkeit
mir der Anerkennung und Tüchtigkeit und der Freiheit gus?
Gewiß, allen Menſchen, welche die Dinge vom Standpunkt
des verlorenen Krieges mit ſeinen Folgen betrachten, iſt es
klar, daß man wohl ſagen kann, wie es ſein müßte, aber
daß es leider nicht ſo geht, wie man möchte. Das Hand
werk hat ſein eigentliches Auftragsgebiet zum großen Teil
einſtweilen verloren. Die Einzelbeſtellung, bei der der
Meiſter ſeine eigenen Kenntniſſe und gute Handwerks
arbeit verkörpern kann, iſt in Anbetracht der geringen
Kaufkraft breiteſter Schichten unſeres Volkes ſtark zurückge
gangen. Maſſenartibel, gefördert durch die Normaliſierungs
apoſtel, finden den Vorzug

Man braucht ſich nur die heutigen Arbeiten des Bau
gewerbes zu betrachten. Sie zeugen von keiner handwerk
lichen Kunſt, wie in der Vorkriegszeit, ſondern ſind Maſſen
ware ohne Jntelligenz. Ganze Gewerbezweige werden faſt
ausgeſchaltet, wie Bildhauer, Drechſler, Kunſtſchloſſer, Kunſt
tiſchler uſw. Es mag unrichtig ſein, den heutigen Staat
dafür verantwortlich zu machen, aber ſeeliſch wirkt es
auf das Handwerk, wenn ihm ſein Können und Wiſſen in
dieſer Art beſchränkt wird. Das Handwerk kann nicht er
faſſen, daß es in ſeiner Arbeitsbetätigung heute mehr wie
je beſchränkt wird; das Handwerk hat ſtets gearbeitet, wie
es das Geſchäft verlangt, und heute muß es arbeiten
wie der Geſetzgeber die Zeit vorſchreibt. Die freie Be
tätigung des Handwerks iſt vom alten Staate in der Vor
kriegszeit nie beſchränkt worden, im Gegenteil, die Aus
nutzung der Arbeitskraft des Handwerkers war eine un
glaubliche; aber das Freiheitsgefühl war doch da. Jch kann
arbeiten, wie ich will, während heute alles geſetzlich vor
geſchrieben iſt.

Die Sonderbeſteuerung, trotz erſchwerter Erwerbsmög
lichkeit, iſt ins unglaublichſte geſtiegen. Die Gemeinden

in einer Zeit, wo die äußerſte Sparſamkeit herr

aber ſelbſt beſchaffen, und da das Reich der größte Steuer
einnehmer iſt, bleibt den Gemeinden nur die ſtändige

Erhöhung der Gewerbe und Grundſteuern. Man kann mit
gutem Gewiſſen ſagen, daß die meiſten Handwerker nur
noch für die Steuern arbeiten. Deshalb die ſeeliſche Ver
ſtimmung gegen den heutigen Staat.

Beim übrigen gewerblichen Mittelſtand, insbeſondere
beim Einzelhandel liegt es ähnlich. Der Kaufmann iſt ja
gar nicht mehr Disponent in ſeinem Geſchäft, er iſt zum
größeren Teil Verkäufer für Syndikate und Kartelle.

Man braucht nur das rieſige Anwachſen der Marken-
artikel und deren zum Teil ungeheuerliche Preiſe zu be
obachten, um zu ſehen, daß im Kaufmannsſtand ein ver
ſtändiger Wettbewerb zugunſten der Verbraucherkreiſe gar
nicht mehr ſtattfinden kann. Wehe dem Kaufmann, der den
Syndikatspreis nicht einhält. Er bekommt ſofort keine Ware

mehr.
Handwerker und Kaufmann ahnen inſtinktiv, wohin

dieſe Zuſtände führen. Jch habe keine Urſache, den An
hängern der Sozigliſierungsideen Material zu geben, ſonſt
würde ich ſchreiben, weshalb der gewerbliche Mittelſtand
die Zukunft fürchtet, ja, er fürchtet auch das neue Wort
„Wirtſchaftsdemokratie“, welches letzten Endes nur eine
verkappte Sozialiſierung bedeutet. Das Großkapital iſt der
beſte Förderer des Sozialismus. Das Geld des Groß
kapitals fließt in der Hauptſache in die Hände, welche häu
fig als Totengräber des gewerblichen Mittelſtandes be
zeichnet werden. Wenn Handwerk und Handel ihre Ge
noſſenſchaftskaſſen nicht hätten, würde ihnen ſehr geringer
Kredit beſchieden ſein. Man bekommt auch Heute noch in
der angeblich armen Zeit eher 1 Million RM. gebörgt als
1000 RM. Die ſchönen Reden, welche Handwerk und Ge
werbe von Theoretikern gepredigt bekommen, vom Ausbau
des Betriebes, Moderniſierung, Rationaliſierung, erhöhen
nur die Seelenqual des Geſchäftsinhabers, da er einfach
die Mittel dazu bei der Heutigen Produktionsweiſe nicht
verdient und nicht geborgt ex hält.

Man ſoll auch nicht dieſen und jenen Betrieb als Mu-
ſter heranziehen, der gut daſteht. Dieſe Einzelperſonen
gibt es in allen Ständen; die große Maſſe iſt in Not und
verdient kaum ſo viel, um den Verpflichtungen als ehrlicher
Menſch nachzukommen.

Handwerk und Gewerbe fühlen ſich auch zurückgeſetzt,
daß ſich die Regierungen niemals eingehend mit der Frage
dieſer Mittelſchichten befaſſen. Es wird ſtets bekannt, daß
ſich die Regierung mit der Frage der Beamten und deren
Beſoldung befaßt. Die Verhältniſſe der Arbeiterſchaft wer
den gründlich erwogen. Die Angeſtellten bilden ein großes
Sorgenkapitel für den Staat. Der Landwirtſchaft wird ver
ſucht, auf jegliche Art zu helfen, aber von einer Verhand
lung über die Lage des Handwerks, des Einzelhandels, der
Gaſtwirte und der anderen Zugehörigen des gewerblichen
Mittelſtandes hört man nichts. Sechs Jahre bettelt das
Handwerk nach Neuregelung ſeiner Handwerksordnung, um

lte, an Ausgaben heran für Projekte, welche in
Arlegsgeit wegen Mangel an Mitteln Zurücgeſtellt

werden mußten Es werden den Gemeinden vom Staate
immer neue Aufgaben geſtellt. Das Geld dazu dürfen ſie

Proteſtkundgebungen übe das

ſie den veränderten Zeitverhältniſſen anzupaſſen und immer
nöch iſt ſie nicht über den Stand der Vorbereitungen
heraus Wie viele Hunderte von Geſetzen und Verord
nungen ſind inzwiſchen herausgebracht. Bei vielen wäre
es freilich beſſer geweſen, ſie hätten nie das Licht der
Oefſentlichkeit erblickt. Der Staat ſollte ſich möglichſt von
der Bevormundung der Wirtſchaſt frei halten, dann wird
ſich die Wirtſchaft ſchon die natürlich gegebenen Wege
ſuchen. Geſetzlicher Zwang und Druck erzeugen Gegendruck;

m ſah man deutlich wieder bei der Ausſperrung im
Rheinlande, die doch nur ein Zeichen der Abwehr einesZu anges war Der Staat und die Gemeinden haben ſich um

eine ordnungsgemäße Verwaltung zu kümmern und die
Kraft zu finden, da, wo ſich Auswüchſe in der Wirtſchaft
finden, welche das Wohl des Volkes beeinträchtigen, dieſe
zu beſchneiden. Dieſe Freiheit verlangt auch das Handwerk
und Gewerbe, und da die Freiheit immer mehr eingeengt
wird durch den Geſetzgeber, deshalb die ſeeliſche Verſtim
mung gegen den heutigen Staat

Die maskierte Wirtſchaftspartei
Warnung für Mittelſtändler.

Ein „Reichskartell des ſelbſtändigen Mittelſtandes“ hat
unlängſt einen Aufruf veröffentlicht, der zu Proteſtkund
gebungen in allen deutſchen Städten am 3. Februar auf
fordert. Der Proteſt ſoll ſich in der Hauptſache dagegen
richten, daß durch die Wirtſchafts und Steuerpolitik von
Reich, Ländern und Gemeinden der Mittelſtand verelendet
und proletariſiert werde. Wie von kundiger Seite mit
geteilt wird, handelt es ſich hier lediglich um eine Aktion
der Wirtſchaftspartei, die ſich bei dieſer Gelegenheit eine
neue Firma zugelegt hat, da das Renommé der alten
ſchon bedenklich gelitten hat. Bezeichnend iſt es, daß überall
wo Ortsgruppen der Wirtſchaftspartei beſtehen, dieſe Hie
Veranſtaltung der geplanten Proteſtkundgebung in die Hand
genommen haben. Noch bezeichnender aber iſt, daß der
Reichsverband des Deutſchen Handwerks öſſentlich aufge
fordert hat, ſich nicht an dieſer neuen Organiſation zu be
teiligen, um die Kräfte des Miktelſtandes nicht noch mehr
zu zerſplittern.

Angeelgnete a retter
Abfuhr durch den Handesm niſter.

Der nationalſozialiſtiſche Abgeordnete Kaufmann-
Elberfeld fühlte jüngſt das Behürfnis, ſein mittelſtands
freundliches Herz vor aller Welt en ofſenbaren, darum rich

tete er im Preußiſchen Landtag an die Regierung eine
Kleine Anfrage in der er es ſo dar zuſtellen ſuchte als ob

i die vor Weihnachten in inzelnen Stadten veranſtalteten
Begünſtigung der großenWerbe(Licht) Wochen nur e

Kauſhäuſer und eine ſchlimmes Benachteiligung des ge
werblichen Mittelſtandes bedeulen, und daher von einer
wirklich mittelſtandeerhaltenden Regierung unterſagt wer
den müßten. Der Handelsminiſter hat nunmehr eine Ant
wort ertellt, aus der ſich ergibt, daß die Nationalſozialiſten
ihr Agitationsbedürfnis auf ein untaugliches Obſekt gerich
tet haben. Dr. Schreiber erklärte nämlich:

Eine wirtſchaftliche Schädigung des gewerblichen Mit
telſtandes und des Handwerks durch die Weihnachtsoer

n e da die iindwerk undan bemerkenswertes r waſtspar

Ehrgeizige Führer der Wirtſchaftspartei haben in der
erſten Nachkriegszeit die Gründung des ſogenannten
„Reichskartells des ſelb ſtändigen Mittel
ſtande s“ vorgenommen. Dieſe Organiſation umfaßt in
loſer Arbeits gemeinſchaft eine ganze Reihe von wirtſchafts
parteifreundlich eingeſtellten kleineren gewerblichen Verbän
den und hat in wiederholten Fällen wegen ihrer angeblich
parteipolitiſch neutralen Aufmachung die erwünſchte Platt
ſorm ſür die Agitatidn des Herrn Drewitz und
ſeiner Mitarbeiter hergegeben. Dieſes Inſtrument für die
Zwecke der Wirtſchaftspartei weiter auszubauen, iſt ſeit
Jahren das Beſtreben der Partei. Bisher konnte eine wei
tere Ausbreitung des Reichskartells auf die Provinzſtädte
deshalb nicht durchgreiſend erſolgen, weil die beſtehenden be
rufsſtändiſchen Organiſationen des Handwerks wie auch des
Einzelhandels ſich dem widerſetzt hatten, einfach aus dem
Gründe, weil man in der Gründung ſolcher wenig diſzi
plinierten Organiſationsgefüge eine ſchwere Beeinträchti
gung der berufsſtändiſchen Arbeit und nicht zuletzt auch einungeſundes Nebeneinanderarbeiten der einzelnen Ständie

befürchten mußte.
Die Wirtſchaftspartei nutzt nun die durch die bevor

ſtehenden Reparationsverhand lungen entſtan-
dene politiſche Lage aus zu einem neuen um
faſſenden Vorſtoß gegen die legglen Verbände Durch einen
Aufruf fordert ſie die Zuſammenfaſſung aller Kräfte des ge
werblichen Mittelſtandes im a Reich zu einheitlichen

Thema „Mittelſtand in Not“
Zur „kraftvollen“ Durch ührung der Aktion ſollen ſich
die örtlichen Vereine und Organiſationen zu loſen Kar
tells in Form des Berliner Reichskartells zuſammenſchließen.

Es iſt nun intereſſant zu erfahren, daß die Wirtſchafts
partei mit dieſem Aufruf den energiſchen Widerſtand
dies Reichs verbandes des deutſchen Hand-
werks und ſeiner wirtſchafts politiſchen Mitgliedsorgani
ſationen hervorgerufen hat. Denn dieſe haben, wie nicht
anders zu erwarten war, die wahren Abſichten der wirt
ſchaftsparteilichen Führer erkannt und ſind keineswegs ge

meiſt aus dieſen Kreiſen kommt und durch die Veſchaf

zahlreicher Handwerker ſowie den erhöhten Umſatz we
los eine Belebung der Wirtſchaft erfolgt. Wo ſt
Beihilſen zu einer derartigen Woche abgelehnt w.
ſind, hat dies gerade in den Kreiſen des Mittelſtandes

ſtimmungshandlung durch Täuſchung bewirkt, daß jem
bei der Stimmabgabe über ihren Jnhalt im Jrrtum
ober eine ungültige Stimme abgibt oder die Stimmabe
unterläßt, wird mit Gefängnis beſtraft. Der Verſuch
ſtrafbar.
e

Eine rnDie Orksgruppe der
Volkspartei in Rüſtringen und die dortige Marin
verwaltung ſcheinen ſich gut zu verſtehen. Wie aus R
ſtringen berichtet wird, n die Deutſchnatio

Deutſchnationg

O rtsgruppe Briefbogen mit dem Vermerk, daß die Part

über den Fernſprechanſchluß „Feſtungszentrale 101 ver
fügt. Sämtliche Anſragen, wie es inbglich ſei, daß die
Marineverwaltung Rüſtringen der Deutſchnationalen Par
tei ein Telephon der Feſtungszentrale zur Verfügun
ſtellt, blieben bisher unbeantwortet.

Mecklenburg Strelitz will zu Preußen
Der MekklenburgStrelitzſche Landtagsabgeordnete Re

gierungsrat Bartoſch, Führer der Sozialdemokraten und de
Landtagsfraktion in Neuſtrelitz, hat auf der Generale
ſammlung der ſozialdemokratiſchen Partei in Friedland
Anſchluß MecklenburgStrelitz' an Preußen gefordert

Die Rückzahlung der Auſwertungshypotheken
Nach den Beſtimmungen des Aufwertungsgeſetzes

die e e den e i
e der re en mit den ren e
ſchäftigten, die der herannahende Rückzahlungstermin d
Aufwertungshypotheken aufwirft. Beſchlüſſe wurden
nicht gefaßt.

Werht n den
9

ſonnen, den bisher innegehaltenen Boden der parteipolt
tiſchen Neutralität zu verlaſſen. Hat man doch längſt auch in
ernſten maßgebenden Kreiſen der mittelſtändiſchen Ver

ihr vielfach maßloſes Agitieren keineswegs geeignet iſt
die Belange des gewerblichen Mittelſtandes nutzbringend
zu fördern. Der Reichsverband des deutſchen Handwerks hat
deshalb im Hinblick auf den Auſruf des Reichskartells be

reits am 14. 1. in einem Rundſchreiben an ſeine Mit
gliedskörperſchaften eindringlich darauf hingewieſen, daß
für die Aufklärungsarbeit im Handwerk und für das Hand
werk die Handwerkerbünde als Mitglieder des Reichsver
bandes ohne parteipolitiſche Einſeitigkeit zuſtändig ſind
Das Rundſchreiben berichtet darüber, daß eine Sitzung der
Gruppe der Handwerkerbünde ſtattgefunden habe, wobei ſich
dieſe Gruppe einſtimmig hinter den Neichsverband des
deutſchen Handwerks geſtellt hat. Auch die Gruppe der
Bünde lehne ihrerſeits eine Beteiligung an der Kunde
gebung des Reichskartells des ſelbſtändigen Mittelſtandes
ab, da ihr Material zur Verfügung ſteht, aus dem dieeinſeitige parteipolitiſche Aufmachung dieſer Kundgebung
klar hervorgeht:Jn dem Rundſchreiben wird dann weiter mitgeteilt,

daß die Gruppe der Handwerkerbünde in Uebereinſtimmung
mit der Leitung des Reichsverbandes ihre Mitglieder auf
klären und ihnen nahe legen werde, ſich von der Kunde
gebung des Reichskartells fernzuhalten. Jm übrigen werden
die Grüupen der Handwerkerbünde in Anlehnung an die
parlamentariſche Kundgebung des Reichsverbandes vom 30
November v. Js. in der Zeit vom 10. bis 28. Februar ſelb

die Geſetzgebung für die Oeffentlichkeit klargeſtellt werden
ſoll. Der Reichsverband gibt im Schluß des Rundſchret
bens der beſtimmten Erwartung Ausdruck, daß eine Unter

ſelbſtändigen Mittelſtandes unterbleibt.

bände erkannt, daß das Wirken der Wirtſchaſtspärtei und

ſtändige Kundgebungen veranſtalten, in denen die tatſäch
liche Lage des Handwerks und ihre Beeinfluſſung durch

ſtützung der einſettigen Beſtrebungen des Reichskartells des

Verſtimmung hervorgerufen. Die Handwerkskammer M
Elberfeld berichtet, daß ſie die in der Kleinen Anfrage halevat
gedrückten Befürchtungen, ſoweit eine Schädigung des H Alles
werlks in Frage kommen ſoll, für weit übertrieben h gen
da z. B. die Koſten der Verkehrswoche in Elberfeld ber ſo
größten Teil dem ſelbſtändigen Handwerk zugute geh m Pri
men ſe en Das Elberfelder Handwerk hat gemeinſam m e ſtra
dem Eitgelhandelsverband der Veranſtaltung zugeſtimmt nunftig

r e
Gegen den Wahlſchwindel keit vo

Vorſchlag des Reichsinnen miniſteriums e
Der Reichsminiſter des Jnnern hat dem Reichstags de S

unterausſchuß des Strafrechtsausſchuſſes einen Vorſchlag ſtaatsrr
unterbreitet, dem Paragraphen, der ſich mit der Täuſchun P
heit Wahlen und Abſtimmungen vefaßt, folgende Foaſſun

zu geben tionen„Wer bei der Durchführung einer Wahl ode des d
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M nünftiger Vater wird vielmehr bemüht ſein,

5 aufhören

en S man will ſich doch ſelbſt

Zenſur oder Selbſthilfe?
Aufſaſſungen einer Demokratin.

Von Anna Papprittz
Der Durchſchnittsdeutſche ſieht im Staate den guten

Hausvater, der ſeine Angehörigen vor allen Gefahren d des
Leibes und der Seele zu ſchützen hat. So weit es ſich um
Jugendliche handelt, hat dieſe Auffaſſung ihre Berechtigung,
J aber ſo bald der Menſch mündig geworden iſt, wird auch
im Privatleben die Autorität des Hausvaters nicht mehr
als ſtrafende Gewalt in die Erſcheinung treten. Ein ver

ſeine Kin
der ſo zu erziehen, daß ſie Einſicht und Charakterfeſtig
heit genug beſitzen, um Recht und Unrecht zu unterſcheiden,
um ſich ſelbſt vor körperlichen und ſittlichen Gefahren zu
ſchützen. Jn den Augen mancher Menſchen aber bleiben
die Staatsbürger dauernd unmündig und müſſen von
ſtaagtswegen vor Entgleiſungen behütet werden.

Von dieſer Anſchauung ausgehend haben die Frak
tionen der Deutſchnationalen, der Deutſchen Volksparteti,
des Zentrums, der Wirtſchaſtspartei und der Deutſchen Frak
tion zwei Anträge an den Preußiſchen Landtag geſtellt
mit dem Erſuchen, bei der Reichsregierung auf eine Geſeß-
gebung hinzuwirlen, die geeignet erſcheint, Auswüchſe un
ſittlicher Art in Literatur und Theaterweſen zu beſeitigen.
Jeder reinlich empfindende und anſtändig denkende Menſch
wird mit Bedauern beobachten, daß ſich tatſächlich in
den letzten Jahren die „guten Sitten“ verſchlechtert haben

es fragt ſich nun, ob die Einführung einer Zenſur
denn darauf lauſen doch die Anträge doch hinaus das
richtige Mittel ſein würde, um dieſen Mißſtänden ent
gegenzuwirken. Das Vorbild Rußlands, wo jetzt eine viel
ſtrengere Zenſur ausgeübt wird als zur Zeit der Zaren
herrſchaft, ſollte uns ein warnendes Beiſpiel ſein, wie
ſtark jede geiſtige Freiheit und Entwicklung durch eine
ſtaatliche Bevormundung gehemmt wird. Wenn das Thea
ter in vielen Fällen jetzt nicht mehr eine „moraliſche
Anſtalt im Sinne Schillers iſt, ſondern vielfach das
Gegenteil, ſo iſt das nur ein Beweis für den ſchlechten
Geſchmack des Publikums, das nach Sinnenkitzel, Sen
ſation und Zweideutigkeiten verlangt. Die Theaterdirek
toren ſind in erſter Linie Geſchäftsleute, die darauf bedacht
ſein müſſen, ihre Kaſſen zu füllen und darum dem Publi-
hum das bieten, was die große Maſſe anlockt das war
immer ſo und wird immer ſo bleiben. Darum hat jedes
Volk die Kunſt, die es verdient. Durch Strafgeſetzpara
graphen läßt ſich aber die ethiſche und äſthetiſche Er
ziehung eines Volkes nicht erzwingen. Nur die Selbſt
hülfe kann hier Wandlung ſchaffen. Wenn jeder Menſch, der
an gewiſſen Produktionen auf der Bühne Anſtoß nimmt,
den Beſuch dieſer Theater meiden würde, wenn man die
zweideutigen, frivolen Zeitſchriften nicht mehr kaufte, dann
würde ſich die Sache nicht mehr rentieren und von ſelbſt

Man kann aber vielfach beobachten, daß ge
rade die Kreiſe, die am lauteſten nach einem „Verbot“

Zu en Afrigften Beſuchern e Darſtel

h Gein Urteil bilden a

Mit dieſer ſcheinheiligen Maskierung der eigenen Senſa
tionsluſt ſtärkt man eine Richtung, die man zu bekämpfen
meint Wenn ein „Verein der anſtändigen Menſchen“,
ohne Prüderie, aber mit geſundem Kunſtempfinden, nur
das wirklich Gute und Künſtleriſche ſuchen und unter
ſtützen würde, dann würde dies einen Einfluß auf die
Jugend und ſchließlich auf die breiten Maſſen ausüben,
dem ſich die Produktion aus Geſchäftsintereſſe anpaſſen
müßte, denn die Nachfrage ſchafft das Angebot. Die breite
Maſſe folgt immer der Mode deſſen, was „zum guten
Ton“ gehört. Wenn wir alſo von demokratiſcher Seite die
Zenſur ablehnen, ſo geſchieht dies nicht aus moraliſcher
Lauheit oder Gleichgültigkeit gegenüber den Gefahren einer
frivolen Pſeudokunſt, ſondern in dem Gefühl, daß ein
von ſtaatswegen bevormundetes Volk niemals das eigene
ſelbſtſichere Urteil gewinnen wird, das ſich des „rechten
Weges ſtets bewußt“ iſt. Wir Demokraten und veſon
ders die demokratiſchen Frauen, ſollten nicht gegen
„Muckerei und Rückſchrittlichkeit“ zu Felde ziehen, da
mit erreichen wir nichts und ſtärken höchſtens den Wider
ſtand gegen jede freiheitliche Entwickkung, ſondern wir
ſollten poſitive Arbeit leiſten, indem wir den Mut auf
kringen, gegen eine ungeſunde Moderichtung Front zu
machen, nicht durch moraliſche Entrüſtung, die ſich in
Worten entlädt, ſondern durch die Pflege des äſthetiſchen
Gefühls, durch die tatkräftige Unterſtützung der guten

Jnſtinkte, die in unſerm Volke leben und nur durch eine
profitſüchtige Afterkunſt verſchüttet werden.

Weibliche HKriminalpolizei in Preußen
Jn der Denkſchrift des Preußiſchen Jnnen miniſteriums

über die preußiſche Polizei werden über die weibliche Poli
zei folgende Mitteilungen gemacht:

„Die weibliche Kriminalpoltzei iſt gegenwärtig inner
halb der Kriminglabteilungen der ſtaatlichen Polizeiber
waltungen im Aufbau begrifſen. Es wird dabei die weib
liche Kriminalpolizei (Gefährdetenpolizei) von der allge
meinen Kriminalpolizei unterſchieden.

Weibliche Kriminalpolizei (Gefährdetenpolizei) beſteht
bis jetzt in Berlin (38 Perſonen), in Frankſurt am Main
(13 Perſonen), in Eſſen (7 Perſonen), in Köln (7 Per
ſonen), in Magdeburg (3 Perſonen), in Hannover (3 Per
ſonen), Breslau (4 Perſonen), Altona (3 Perſonen), Elber
feld (3 Perſonen) und Halle (3 Perſonen). Eine Vermeh
rung der Zahl der Beamtinnen und der Dienſtſtellen, an
denen ſie tätig ſind, iſt geplant; in welchem Umfange ſie
eintreten wird, läßt ſich jedoch noch nicht überſehen. Die
Beamtinnen dürfen nicht zu Zwecken verwandt werden
durch die ſie das für ihre Tätigkeit notwendige Vertrauen
der Bevölkerung einbüßen würden. Als Gefährdetenpolizei
üben die Beamtinnen eine vorbeugende und der Fürſorge
zuleitende Tätigkeit aus.

Bei der allgemeinen Kriminalpolizei können Frauen
ſpricht,

Von Dr. h
Jm neuen Jahr muß ſich jeder verantwortungsbewußte

Geſchäftsmann klar machen, daß die Führung unſerer Wirt
ſchaft unter ganz anderen Geſichtspunkten geſchehen muß
als bisher, wenn das Reparationsproblem gelöſt werden
ſoll. Wenn man ſich ein klares objektives Bild über die
Tragfähigleit unſerer deutſchen Wirtſchaſt machen will, ſo

muß man ſich vor Augen halten, unter welchen Voraus
ſetzungen ſich bei uns der Erzeugungsprozeß vollzieht. Die
Geſtehungskoſten unſerer Erzeugniſſe ſetzen ſich zuſammen

aus Rohſtoſ fen, Hilſsſtofſfen Kohle, Oele und ſo weiter
Löhnen, Frachten, Steuern, Soziallaſten, Abſchreibun

gen und Verzinſung der Darlehen Betrachtet man dieſe
HZuſammenſtellung und vergegenwärtigt man ſich, daß die
meiſten Poſitionen durch irgendein Reichsminiſterium ſtark
beeinflußt werden, ſo muß man es tief beklagen, daß die
Peiniſreren eine völlig zuſammenhangloſe Wirtſchaftspoli
kik betreiben. Keines kümmert ſich darum, wie ſtark der Pro
du tionsprogeß ſchon durch die Erhöhung einer einzelnen
Poſition, geſchweige denn durch die Erhöhung mehrerer
beeinflußt wird. Dabei ſoll die deutſche Wirtſchaſt aber

tthewerbsſähig auf dem Weltmarkt bleiben und aus dem
Ausführüberſchuß die Daweslaſt bezahlen. Es hedarf nur
dieſes Hinweiſes, um zu zeigen, daß die Zuſammenhang-
loſigleit in den wirtſchaftlichen Maßnahmen der Reichs
miniſterien für die deutſche Wirtſchaft unerträglich, ja
gefährlich geworden iſt

Hält man ſich den ſtaatlichen Einfluß auf den Produk
kionsprozeß im kleinen vor Augen, ſo iſt ja die Oeffentlich
keit in letzter Zeit durch den Lohnſtreit im Ruhrgebiet
ſtark in Mitleidenſchaft gezogen worden. Dieſer Vorgang
hat die deutſche Wirtſchaftslage blitzartig beleuchtet und ge
zeigt, daß das ſtaatliche Lohnfeſtſetzungsweſen in Deutſch
land, das heißt die Schlichtungsordnung, eben auch ihre
Grenzen an den wirtſchaftlichen Möglichleiten hat. Lohn
erhöhungen bei vrückläufiger Konjunktur ſind ein Wirt
ſchaftliches Unding und in ber Porkriegszeit nicht vor
gekommen. Selbſt wenn man, wie ich, ein Anhänger des
Schlichtungsweſens iſt, darf man deſſen Mängel und ſchlechte
Gewohnheiten, die ſich mit der Zeit herausgebildet haben,
nicht verlennen. Es hat ſich eine Verantworkungsloſig
hett auf beiden Seiten eingeſtellt, welche vom Uebel iſt.
Es iſt nicht unintereſſant, in dieſem Zuſammenhang auf
einen Satz hinzuweiſen, den der Führer der ſranzöſtſchen
Kohlenwirtſchaft aus ſprach, als er kürzlich in Berlin über
wirtſchaftliche Probleme redele: „Der Staat dürſe ſich nicht
unnötig in die Wirtſchaft einmiſchen. Das gilt auch für
die Zuſammenarbeit auf ſogiglem Gebiet Das obliga
toriſche Schiedsverſahren ſei eine faule Löſung, ſie ent
binde Arbeitgeber und Arbeitnehmer nur der Verpflichtung,
mutige und kluge Löſungen ſelbſt zu finden.

die Steuerlaſten für die Wirtſchaft nachgerade
eine unerträgliche Höhe erreicht haben, iſt eine Tatſache

Das

die nicht mehr beſtritten wird. Dazu kommen noch die
Laſten aus den hohen Eiſenbahntaetſen und der Beförde

rungsſteuer. Nur eine Verringerung der Repgrationslaſt
und die Stagatsvereinfachung können
der Steuerlaſten bringen

Endlich ſind die Soziallaſten ein drückendes Kapitel,
zumal ſie dauernd im Steigen begrifſen ſind. Es iſt bei uns

eine Erleichterung

G.

Pymip Wielaänd, Mitglied des Rechstags

daß jeder Warner vor Er
höhung der Soziallaſten als unſozial verſchrien, ja gebrand
nachgerade ſo weit gekommen,

markt wird. Soweit haben wir es mit der wirtſchaftlichen
Gedanken loſigkeit gebracht. Man ſollte es nicht für möglich
halten, daß eine Unmaſſe von Leuten ſich gar keine Rechen
ſchaft mehr darüber geben, daß die geſamte Sozialpolitik
mit der Geſundheit der deutſchen Wirtſchaft ſteht und
fällt

Faßt man unſere rückläufige Konjunktur ins Auge,
ſo iſt es, glaube ich, höchſte Zeit, die im Reiche verantwort-
lichen Jnſtanzen darauf hinzuweiſen, unter wieviel gün
ſtigeren Verhältniſſen andere europäiſche Länder und vor
allem die USA produzieren, ſo daß weitere Belaſtungen
für die deutſche Erzeugung geradezu gefährlich wirken
müſſen

Will man ſich in Anſehung der nahe bevorſtehendenPeparations verhandlungen Rechenſchaft über die Leiſtungs

fähigkeit und damit die Wettbewerbsfähigkeit unſerer deut
ſchen Wirtſchaſt geben, ſo muß man ſich darüber klar ſein,
daß die ganze Laſt auf Handel, Induſtrie und Gewerbe
ruht, da bekanntlich die Landwirtſchaft völlig ausſcheidet,
weil ſie ſich in einer lebens gefährlichen Kriſe befindet und
großer Staatsunterſtützung bedarf. Es iſt deswegen vor
nehmſte Aufgabe aller verantwortlichen Stellen im Staat,
dafür zu ſorgen, und darüber zu wachen, daß Handel, In
duſtrie und Gewerbe in ihrer Leiſtungsfähigkeit nicht nur
nicht bedroht, ſondern daß ihre Lage erleichtert wird

Die Kriſe in der
Hamburger Wirtſchaſtspartei

Aehnlich wie die hamburgiſche deutſchnationale Par
teiorganiſation, befindet ſich die hamburgiſche Organiſativn

der Reichspartei des deutſchen Mittelſtandes in einer
ſchweren Kriſe, die zur völligen Auflöſung zu führen ſcheint.
Nachdem kürzlich die Leitung der Organiſation fünf Orts
gruüppenführer gemaßregelt und gb geſetzt hat, er
fölgen jetzt Aufforderungen der Abgeſetzten an die einzelnen
Ortsgruppen, ſich aufzulsſen, und Aufforderungen an
die Mitglieder, ſich einer der beſtehenden großen politiſchen
Parteien anzuſchließen. Es wird dem Hamburger und
Bremer Parteivorſtand der Wirtſchaftspartei vorgeworfen
daß „weltfremde Staatsgeſinnung, verkappte Haus
beſitzerintereſſen, Branchenegoismus und
perſönliche Eitelkeit verſucht hätten, den politiſch
unorientierten Mittelſtand unter die Fuchtel zu bringen“.

Jeder Demokrat
ſchließt ſtch derHemoſeratiſchen Pureera an

Anmeldung
Halle, Große Brauhausſtraße 30.

n

unter Berückſichtigung der weiblichen Eigenart zu dem
ſelben Dienſt herangezogen werden, wie ihn die männlichen
Kräfte der unteren Beſoldungsgruppen verrichten. Weibliche
Beamte hierfür ſind indeſſen noch nicht eingeſtellt. Vor
erſt werden in der allgemeinen Kriminalpolizei an weib
lichen Kräften nur Kriminalgehilfinnen beſchäftigt, ſo in
Berlin (14 Perſonen) und in Köln (2 Perſonen)

Frau oder Fräulein?
Eingabe an den RNeichsinnenminiſter.

Der Bund Deutſcher Frauenvereine hat dem Reichs
miniſter des Jnnern die folgende Eingabe überſandt:

Der Bund Deutſcher Frauenvereine, dem 80 große
Frauenorganiſationen angeſchloſſen ſind, geſtattet ſich, die
Bitte auszuſprechen, der Herr Reichsminiſter des Jnnern
möge veranlaſſen, daß im amtlichen Verkehr mit begamteten
und anderen Frauen die Einheitsanrede „Frau“ eingeführt
wird, und insbeſondere, daß die Unterſcheidung „Frau“
und „Fräulein“ in amtlichen Formularen künftig nicht
mehr erſcheint.

Rechtlich iſt die Bezeichnung „Frau“ nicht abhängig
von der Eheſchließung. Eine Verfügung des preußiſchen
Miniſters des Jnnern ſtellt ausdrücklich ſeſt, daß keiner
ledigen Frau verwehrt werden kann, ſich „Frau“ zu nennen
Auch Erlaſſe des Braunſchweiger Miniſters des Jnnern, des
ſächſiſchen Miniſters des Jnnern und des Badiſchen Mint
ſteriums laſſen die Führung der Bezeichnung „Frau“ für
Un verheiratete ausdrücklich zu. Es wird in mehreren dieſer
Erlaſſe ausgeſprochen, daß die Veränderungen der wirt-
ſchaftlichen, ſozialen und politiſchen Verhältniſſe durch die
Staatsumwälzung auch hinſichtlich der Bezeichnung „Frau“
die bisherigen Sitten und Gewohnheiten geändert haben
Die großen Frauenorganiſationen vertreten allgemein den
Standpunkt der Einheitsanrede, da ſie der Meinung ſind,
daß die Offentlichkeit an der Kenntnis des Perſonenſtandes
bei der Frau ebenſo wenig Intereſſe haben kann als beim
Mann. Durch Uebung hät ſchon die Nationalverſammung
und haben die Parlamente der deutſchen Länder für ihre
weiblichen Mitglieder die Einheitsanrede „Frau“ als die
einzig mögliche anerkannt ebenſo hat ſich dieſe Benennung
für weibliche Mitglieder der Behörden durchgeſetzt. Es
muß daher als ſolgerichtig erſcheinen, daß auch die Be
hörden auf die bei ihnen im Verkehr mit nichtbeamteten
Frauen noch übliche Anrede in der Verkleinerungsform
die der Stellung der ſelbſtändigen, berufstätigen und poli
tiſch mitverantworklichen Staatsbürgerinnen nicht mehr ent

verzichten und mit dem ganzen Nachdruck ihrer
Autorität die bereits eingeführte Sitte beſtätigen.

Für eine Verfügung, die allen Segen nen
in dieſem Sinne gibt würde der Bund Deutſcher Frauen
vereine dankbar ſein.

Volksparteiliche Räubergeſchichten
Die Nationalliberabe Correſpondenz veröffentlicht eine

Zuſchrift aus Dresden, in der weidlich auf die Demokraten
geſchimpft wird, weil ſie ſich nicht damit einverſtanden er
klären wollten, daß der volksparteiliche Profeſſor Dr. Hick
mann zum ſächſiſchen Volksbildungsminiſter beſtellt werden
ſollte. Jn der Zuſchrift wird man höre und ſtaune
behauptet, daß die kirchliche Einſtellung des volkspartei
lichen Abgeordneten Dr. Hickmann der Grund ſei, weswegen
ihn die Demokraten abgelehnt hätten. Jeder vernünftige
Menſch weiß, daß das nicht der Fall iſt, ſondern daß ein
Zuſammenarbeiten mit Dr. Hickmann deshalb nicht in
Frage kam, weil ſeine kulturpolitiſch reaktionären Anſich
ten in Sachſen durchaus bekannt ſind. Hickmann als Volks
parteiler hat es fertig gebracht, den Keudellſchen
Schulgeſetzentwurf über den grünen Klee zu
loben. Wenn man ſich innerhalb der Deutſchen Volks

partei aber darüber aufregt, daß die Demokraten auch für
ſich in Anſpruch nehmen, einen Miniſter abzulehnen, mit
dem man nicht zuſammenarbeiten kann, ſei nur daran er
innert, daß, als ſeinerzeit die Volksrechtspartei Dr. Külz
als ſächſiſchen Jnnenminiſter ablehnte, ſich bei der Volks
partei keine einzige Stimme erhob, um gegen ein ſol
ches Vorgehen zu proteſtieren.



kigten, und der denen, die das nicht wollten, in lapidaren

wenn der e ver enert Denn
der doch genau weiß, was die neue Zeit auch für ſeine

fehlt der Rat oder die gusdrückliche Anweiſung, daß der

Einſtellung heraus oder in Rückſicht auf die von ihm nur
bvermutete und ernſthaft ſicher nicht in der von ihm ange

fen ſich an Kundgebungen für den alten Staat nicht

ſo auf den Gedanken, ſie am Sonntag zu meiden.
große Volksmaſſe aber wird nicht unterſcheiden,

wird, in der ſich kaum noch die Spezialiſten auskennen. So

Evangeliſche

Daß der 27. Januar 1929 auf einen Sonntag fällt, iſt
für die evangeliſchen Landeskirchen in Preußen eine pein
liche Verlegenhett, mehr noch eine ernſte Sorge geworden
Man hat ſich beſonders in den immer noch eine Honvra-
tiorenauswahl darſtellenden kirchlichen Körperſchaften der
Vergangenheit gegenüber noch nicht ſelbſtändig genug ge
macht, als daß man es ſich zutraut, an dem 70. Geburtstag
des ehemaligen Summus Episcopus und Landesherrn mit
Stillſchweigen vorübergehen zu können. Man fühlt ſich
aber an dieſem Tage unter beſonderer Verantwortung
gegenüber der politiſchen Welt, von der man mehr noch
das Gelächter als den Zorn fürchten muß, und man fühlt
auch die Verantwortung gegenüber den eigenen Mitgliedern,
die die von Bismarck ſchon geahnte Republik auch innerlich
als ihren Staat und geſchichtlich notwendig lieben ge
lernt haben. Man möchte nicht unehrlich und ſeige ſcheinen,
und man fühlt, man könnte dabei ſich als innerlich unver
bunden mit der Gegenwart des Geſamtvolkes beweſſen,
das doch auch das Kirchenvolk einſchließt. Jſt man auf dem
wichtigen Wege, um die Verlegenheit zu überwinden?

Es ſoll anerkannt werden, daß die Kirchenleitung
wenigſtens die Gefahr für die Kirche erkannt
und ein Verbot an ihre Geiſtlichen erlaſſen hat, ſich an
offigiellen Feiern, wie ſie einzelne vaterländiſche Ver
einigungen planen, als Redner zu beteiligen. Sie hat auch

in Hirtenbrieſen der oberſten geiſtlichen Führer alle Pre
diger eindringlich darauf hingewieſen, daß an dieſem Tage
die Kirche zuletzt die Rechnung wird zahlen müſſen, die
durch die Unklugheit des Predigenden gufläuft. Man ſetzt
aber in dieſen Hirtenbriefen vorgus, daß eine große Zahl
der Geiſtlichen die Abſicht hat, an dem Tage eine „Kaiſer-
predigt“ zu halten, wenn man auch warnt, die Predigt nur
auf dieſen Jnhalt anzulegen, und eine vorherige Feſt
legung der betreffenden Stellen in der Kladde und ſpäte
ren wörtlichen Vortrag anrät. Man hält dieſe kurz ge
ſagt Kaiſerpredigten für ſelbſtverſtändlich, weil eben ſowohl
der einzelne Pfarrer, der einſt vom Hohenzollernpatron
beruſen wurde, wie die einzelne Kirche, die ihre Gründung
und ihr Haus, ſo viele Kirchen in Berlin, der perſönlichſten

Teilnahme des Herrſcherhauſes verdanken. Und auch wo
die Predigt unterbleibt, rechnet man doch wohl faſt über
all wenigſtens mit der namentlichen Nennung des ehe
maligen Summus Episcopus in der ſtillen Fürbitte zu
Ende des Gottesdienſtes. Zwar iſt das Rundſchreiben eines
Berliner Superintendenten zurückgezogen, der es von ſeinen
Geiſtlichen für ganz ſelbſtverſtändlich hielt, daß ſie in ihrer
Predigt an dem Tage die Perſon des Kaiſers berückſich

Sätzen n daß e ſeiner in der e Für
t verboten und

i n
Kirche bedeutet,
Fürbitte formuliert? Und in all den vielen Rundſchreiben

ſelbſt in einem Rundſchreiben eine ſolche

Geiſtliche, der an dieſem Tage aus ſeiner perſönlichen

nomnmenen Zahl vorhandene Wünſche ſeiner Kirchenmit
glieder die Vergangenheit grüßen will, dies unbedingt ſo zu

tun, daß er dabei keinen Zweiſel läßt, daß es Vergangen
heit, tote Vergangenheit iſt.Was iſt jetzt erreicht? Jn der Seffentlichteit iſt natürlich

bekannt, daß die Kirche faſt überall, wenn auch in ungauf
dringlicher Form des ehemaligen Kaiſers gedenkt Hat die
Kirche die Sicherheit, daß nicht Leute, die im Trüben fiſchen
wollen, eine laute Demonſtration daraus machen: feierlicher
Kirchgang des Stahlhelms, des Werwolſe und anſchließend
große Paraden? Zweitens die Beamten Sie dür-

beteiligen. Während einer Predigt, die ſie in Widerſpruch
mit ihrer Stellung bringt, könnten ſie aufſtehen und die
Kirche verlaſſen. Das werden ſie während des Gebetes
micht wollen und nicht können. Jhre eigene Kirche bringt ſie

Die
daß die

Kirche nur ihres früheren Schirmherrn und oberſten Biſchofs
gedenkt; ſie ſah das Kaiſer und Königsamt mit dem
oberſten Biſchofsamt verbunden, ſie empfindet die Erinne-
rung an den oberſten Biſchof als eine Huldigung vor dem
Kaiſer

Die Kirche will dem Frieden dienen. Jmmer wieder
muß man ſie an das Bibelwort erinnern von dem Manne,
der die Hand an den Pflug legt und zurückſieht. Wir wären
in Deutſchland in der inneren Ausſöhnung und Beruhigung
ein großes Stück weiter, wenn die Kirche ſich freier
und muüu tiger in den Dienſt dieſer großen Aufgabe ge
ſtellt hätte auf die Gefahr hin, daß ſie dabei auch ein
mal treuen Anhängern oder nur mächtigen wehe tun
müßte.

Die Armſten der Armen
C Eine Ehrenpflicht des Reichstags.

Aus Kreiſen der demokratiſchen Reichstagsfraktion
wird uns geſchrieben:

Die Ungeklärtheit und Kompliziertheit unſerer Nach
kriegszeit hat es mit ſich gebracht, daß die geſetzgeberiſche
Behandlung mancher Probleme zur Geheimwiſſenſchaft

ſind z. B. die reichsrechtlichen Vorſchriften über die Be
amtenbeſoldung ein Labyrinth, in dem ſich ſelbſt die Ver
faſſer der betreffenden Kommentare nur mühſam zurecht
finden. Neuerdings beginnt die Kleinrentnerverſorgung in

und 27.
Von Dr. Bohner, Oberſtudiendirektor, M. d. L.

Landeskirche
Januar
die Kategorie dieſer Probleme einzurücken, nachdent man
ſieben Jahre hindurch ſich vergeblich um eine befriedi
gende Löſung bemüht hat.

Wer jemals eine größere Kleinrentnerverſammlung
mitgemacht hat, wird erſchüttert geweſen ſein, nicht nur
von der Not und Sorge, die den unglücklichen bejahrten
Menſchen aus den Augen ſpricht, ſondern auch von der Un
klarheit der Vorſtellungen und Wünſche Die ganze Lite
ratur über das Kleinrentnervroblem trägt ein ähnliches
Gepräge Abgeſehen von einigen guten Artikeln in der
Tages und Fachpreſſe und den immer gründlichen und
ſachlichen Veröffentlichungen des deutſchen Vereins für
öffentliche und private Fürſorge gibt es eigentlich nur
zwei Arbeiten, die ſachlich und gründlich dem Problem
zu Leibe gegangen ſind, das iſt die des Amtsrichters
Alexander Schneider aus Nürnberg „Der ſterbende Stand
der Rentner“, und ſpäter die Schrift des Senators a. D.
Schickenberg in Hannover „Die Reichsverſorgung der Klein
rentner“ Wer ſich eingehend über den Leidensweg unter
richten will, den diejenigen gehen mußten, die ſich um
eine geſetzgeberiſche Löſung der Kleinrentnerverſorgung be
mühten, der greife zur letztgenannten Schrift.

Gegenwärtig hat der Reichstagsausſchuß für ſoziale
Angelegenheiten die ganze Frage wieder aufgegriffen, Die
Reichsregierung hatte bet ihrem Antritt die Erklärung
aäbgegeben, daß ſie „die Kleinrentnerhilfe auf eine von
dem Ermeſſen der öffentlichen Fürſorgeſtellen unabhängig
geſetzliche Grundlage ſtellen wollte. Ein Geſetz hierüber
iſt von der Regierung nicht gekommen, wohl aber eine offi
zielle Erklärung der Reichsregierung, die keineswegs den
Verſuch einer abſchließenden Regelung der Kleinrentner
verſorgung enthält, ſondern im Gegenteil ſehr wenig Hoff
nungen erweckt Jhr Wortlaut iſt folgender: Die Reichs
regierung wird ſich dafür einſetzen, daß die Vorſchriften
und Reichsgrundſätze für Kleinrentnerfürſorge überall ſo
durchgeführt werden, wie es das ſoziale Bedürfnis der
von der Geldentkwertung betroffenen Perſonen verlangt.
Für die Beteiligung des Reiches an der Kleinrentner-
fürſorge wird die Reichsregierung den Betrag von 35 Mil
lionen RMiin den Entwurf des Haushaltsplanes 1929
einſtellen dieſe Beihilfe hat in der Hauptſache den Zweck,
den Fürſorgeverbänden die Anwendung der Grundſätze
zu erleichtern. Die Reichsregierung wird ferner erwägen,
ob der Einbau neuer Sicherungen in die Vorſchriften und
Reichsgrundſätze zu Gunſten der Klein Und Sozialrentner

erforderlich und möglich iſt. Die Entſcheidung über eine
reichsgeſetzliche Regelung, die einen allgemeinen Rechts
anſpruch begründet, iſt der Reichsregierung ſolange nicht
möglich, als die Haushaltsverhan lungen und die Bera

kungen über die Deckungsvorlagen der Reichsregierung
nicht verabſchiedet ſind und die gegenwärtige ſchlech an rei al
Fielle Lage anhält Auch die früheren Regierungen habe ſchen F
bei beſſerer und klarerer Finanzlage nicht geglaubt, ein
dahingehendes Geſetz vorlegen zu können. Die Reichs
regierung wird allerdings einen Rechtsanſpruch, der ſich
lediglich auf früheren Kapitalbeſißz gründet, ſchon aus
Gründen der ſozialen Gerechtigkeit nicht anerkennen
können

Unerachtet dieſer Haltung der Regierung iſt nun der
Ausſchuß in die Beratung eines Jnitigativgeſetzes ein
getreten, der die vor allem von der Demokratiſchen Partei
ſeit Jahren mit Nachdruck verfolgte Tendenz hat, die
Kleinrentner aus der Fürſorge mit ihrem Eindringen in
die perſönlichen Verhältniſſe, ihren drückenden Rückerſtat
tungsanſprüchen und vielen anderen Beſchwerniſſen her
auszunehmen und ihnen eine mäßige Rente und eine
Verſorgung in Krankheitsfällen als geſetzlichen Rechts
anſpruch zu verſchaffen. Man kann nur von Herzen wün-
ſchen, daß die ſo oft ſchon vergeblich geführten Verhand
lungen diesmal zu einem befriedigenden Ergebnis führen
werden.

Sowohl in dem Leben des Einzelmenſchen wie auch
im Leben eines Volkes gibt es Ehrenſchulden, deren Ab
tragung nach Maßgabe der vorhandenen Möglichkeiten
ſich ſelbſt bei beſcheidenſten eigenen finanziellen Verhält
niſſen niemand entziehen darf. Eine ſolche Ehrenſchuld
hat das Deutſche Reich gegenüber den Kriegsbeſchädigten
und Kriegshinterbliebenen, die ihre Geſundheit oder ihren
Ernährer dem Vaterland geopfert haben und dadurch in
bedrängte Lage gekommen ſind, aber eine Ehrenſchuld
iſt es ebenſo für das Deutſche Reich, diejenigen nicht in
Not zu laſſen, die ihr Geld dem Staate zur Verfügung
ſtellten und dafür nach der Jnflation wertloſes Papier
in den Händen hielten.

Organiſagon der Jugend in wuſeren

Wahlkreiſe
Die vergangenen Wahlen laſſen mit Beſtimmtheit ver

muten, daß die wahlberechtigte Jugend vielfach den weiter
links ſtehenden Parteien, bzw. der
ſoweit die Jugend aus dem Mittelſtande ſtammt ihre
Stimme gegeben oder der Wahl überhaupt intereſſelos ge
genüber geſtanden und das Lager der Nichtwähler geſtärkt
hat

Wintſchaftspartei

Die Kritik an Vergangenem iſt müßig. Aber es muß
aus der Tatſache die Lehre gezogen werden, daß die demo
kratiſch geſonnene Jugend organiſatoriſch erfaßt werden
muß.

Die Jugend kann in der Hauptſache nur durch die Ju
gend für unſere Beſtrebungen gewonnen werden.

Nicht nur die wahlberechtigten, ſondern auch die jünge
Jahrgänge müſſen erfaßt werden Die Parteizentralen
können dieſe Arbeit nicht durchführen. Vielmehr iſt
ein dankbares Arbeitsgebiet für jede Parteiortsgruppe.
muß jeder Parteiortsgruppe gelingen, eine ung oeneeran t
gruppe ins Leben zu vuſen.

Aufgabe der Jugend ſoll es dann ſein, unſere Ge
danken in die Jugend hineinzutragen und das Interſe
für die Demokratie zu wecken

Wenn auch manche Forderungen der Jangdemokratg

den oder jenen Parteifreunden zu radikal erſcheinen mögen
ſo kann ſich doch kein Demokrat der Tatſache verſchließen
daß die lebhafte, drängende Jugend als Antrieb beſonde
für die Demokratie naturnotwendig iſt

Stillſtand iſt Rückſchritt
Wir wünſchen und hoffen, daß ſich innerhalb un

ſeres Wahlkreiſes eine emſige Tätigkeit inr Sinne die
Zeilen entwickelt und ſich auch eine öffentliche und ergi
bige Beſprechung dieſer Frage ergibt.

Juugdemokraten Eisleben
W. Glein.

Die Wahlkreisgeſchäſtsſtelle empfiehlt bigen n
allen Kreisvereinen und Ortsgruppen zur beſonderen Be
obagchtung und beſchleunigten Durchführung

Nichten

ten eine
gen veran

Halle. Der Geſamtvorſtan d beſchäftigte ſich üimt wie
kürzlich mit einer wichtigen Kommungalvorlage. Es han n
handelte es ſich um die Gründung einer „Städtiſchen Eigen
tumsgeſellſchaft“ zum Ausbau von Hafenanlagen. Bev
dieſe Vorlage die Stadtverordnetenverſammlung abſchl
ßend beſchäftigte, faßte der Geſamtvorſtand dazu na
ſtehende, auch der Preſſe mitgeteilte Entſchließung:

Der Geſamtvorſtand der Deutſchen Demokratiſchen
Partei beſchäftigte ſich geſtern mit der Magiſtratsv
lage auf Ausbau der Haſenanlagen der Stadt Hall
Nach vorgaufgegangenem Referat und nach eingehender

Ausſprache in der das Für und Wider zum Ausdruck
kam, vertrat die überwiegende Mehrheit des Vorſtandes
die Auffaſſung, daß ein rechtzeitiger Ausbau der Hafen
anlagen notwendig und die geſchäftliche Form einer
A.G. dabei verwendbar ſei. Bei dieſer Stellungnahme
wurde die Mehrheit beſonders von der Erwartung ge
leitet, daß durch einen vechtzeitigen Ausbau der Haſen

anlagen eine Belebung von Jnduſtrie, Handel und Ge
werbe für die Stadt erzielt werden kann.

ſchineriJn der nach dieſer Entſchließung abgehaltenen Stadtvrer e
ordnetenſitzung würde die Vorlage angenommen. m Pegin

Halle. Eine Jubilar der deutſchen F izuführer
u ne an Margavete e

ſeteg
ihn es

lte Mach

kerſtärkt,

inger ne
bringen.

e Direl
on Gent

s Zentr
ſähigkeit

M bobt dort

eine Abordnung der Halleſchen rung er D.D.
und durch ein Schreiben des Vorſtandes des Vereins
D. D. P., deſſen Ehrenvorſitzende ſie iſt, unter Ueberreichung
eines kleinen Präſents beglückwünſcht. Auch an dieſer Stelle
ſei Frau Margarete Bennewiz Dank für ihr verdienſtvolles

Wirken ausgeſprochen

Halle. Fried rich Naumann Bund. Am Diens
tag, dem 29. Januar, abends 8 Uhr, ſpricht im „Nicolaus“,
Große Nicolgiſtraße, Dipl.Volkswirt E. Wege über „Ernſt
Abbé, ein Führer zur Volksgemeinſchaft“. Gäſte erene
willkommen

Halle. Von der Wahlkreisgeſchäftsſtelle erhalten alle

Kreisvereine und Ortsgruppen unter beſonderer Sendung a
ein Rundſchreiben über die auf der Eiſenbcher Organiſa
tions Konferenz gefaßten Beſchlüſſe, ſoweit über dieſe völ a
lige Einigkeit vorhanden war. Auch alle weiteren Bey
ſchlüſſe, die im Organiſationsausſchuß der Partei noch durch
beraten werden müſſen, werden den Kreisvereinen und eOrtsgruppen zugehen. Der Wahlkeetsgeſchäfteführer nimmt

an den Beratungen in Berlin teil, da er in den Organiſa

tions Ausſchuß evoptiert wurde. rn
Delitz ſch. Mittwoch, den 30. Januar, abends 8 Uhr griff n

im „Hotel zur Linde, öſfentlicher Vortragsabend. Redner Miniſterie
Dr. Liebig über „Die Reparationsfrage, Deutſchlands Schick

ſalsfrage“.

HerzbergE. Jm Kreiſe Schweinitz finden Sonntag
den 3. Februar, in den Ortſchaften Graſſau und Holz
dorf öffentliche, von der Deutſchen Demokratiſchen Partei
einberufene Verſammlungen ſtatt. Redner Dr. Liebig über
„Grundfragen unſerer Wirtſchafts und Steuerpolitik“.

Oberroblingen-See. Sonnabend, den 19. Januar, fand,
von dem Ortsverein der Deutſchen Demokratiſchen Partei
veranſtaltet, eine Verſammlung ſtatt, welche als Werbe
verſammlung aufgebaut war. Zu dieſem Zweck war Herr
Dr. Liebig erſchienen, der einen intereſſanten Vortrag über
das Thema „Das Geheimnis des Dawesplanes“ hielt. Jn
der freien Ausſprache betonte ein Gaſt, er ſei beſonders
erfreut, daß der Vortrag ſo ſachlich und ohne Haß gegen
andere Parteien gehalten worhen ſei. Nach Schluß der
Verſammlung blieben Mitglieder und Gäſte noch lange
beiſammen, um in einem ungezwungenen Meinungsaustauſch
ſich zu unterhalten.

ſt

e
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Eine der wichtigſten Aufgaben der Partei iſt daher
die vrganiſatoriſche Erfaſſung der demokratiſchen Jugend

Weißenfels. Die Deutſche Demokratiſche Partei ver urin
anſtaltete nachträglich eine wohlgelungene Weihnachtsfeier. ehe
Die Veranſtaltung war von Geſang und Muſikvorträgen ogen,
ſowie Rezitationen umrahmt. Die Feſtanſprache hielt der ch i
Vorſitzende, Lehrer Schneider. Daran ſchloſſen ſich Reigen de du
und Märchenſpiele der Kinder und eine Gabenverteilung, 8 e
ſowie ein gemütliches Tänzchen für die Erwachſenen

NükeDerantwortlich Johannes Dornbluth, Halle. n
Druck: Buchdruckerei Weniger Co. G. m. b. H. Deſſau de e
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